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MITWIRKUNGSPFLICHTEN

Jobcenter hat Anspruch auf Kenntnis des Namens  
des Kindesvaters einer Leistungsbezieherin
|  Beim Bezug von Sozialleistungen muss eine hilfebedürftige Alleinerziehende dem Job­
center im Rahmen ihrer Mitwirkungspflichten den Namen des ihr bekannten Kindesvaters 
nennen, damit mögliche Unterhaltsansprüche realisiert werden können. Dem steht weder 
das Persönlichkeitsrecht noch eine eingegangene Verpflichtung der alleinerziehenden  
Kindesmutter entgegen, den Namen des Vaters nicht zu nennen. So sieht es das Sozialgericht 
(SG) Gießen. |

Darum ging es
Streitig war die Höhe von Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende, insbesondere die 
Anrechnung von Unterhaltsleistungen. Die 1971 geborene alleinerziehende Klägerin steht beim 
beklagten Jobcenter im Leistungsbezug. Mit Bescheid versagte dieses die Leistungen ab  
August 2019 teilweise monatlich und legte der Berechnung hierbei einen Unterhaltsanspruch 
des 2007 geborenen Sohnes der Klägerin nach der Düsseldorfer Tabelle gegen den Kindesvater 
zugrunde. Ihr Widerspruch blieb erfolglos.

Klage war teilweise erfolgreich
Fiktive Unterhaltszahlungen sind auf den Leistungsanspruch der Bedarfsgemeinschaft anzu­
rechnen, solange die Klägerin ihren Mitwirkungspflichten durch das Nennen des Kindesvaters 
nicht nachkommt. Das Jobcenter habe, so das SG, zu Recht die Leistungen teilweise versagt. 
Darüber hinaus habe die Klägerin auch kein Recht, die Auskunft über den Namen des leiblichen 
Vaters ihres Sohnes zu verweigern. Es bestehe kein überragend schützenwertes Interesse der 
Klägerin an der Verweigerung der Vaterschaftsauskunft, das die hochrangigen Kindes­
interessen, die Interessen des leiblichen Vaters sowie die gesetzlich ausdrücklich geschützten 
fiskalischen Interessen der nur behelfsmäßig zahlungspflichtigen staatlichen Gemeinschaft 
deutlich überwiegen würde.

Gleichwohl könne das Jobcenter, wie hier geschehen, nicht von der höchsten Stufe 10 der  
Düsseldorfer Tabelle (Nettoeinkommen 5.101 bis 5.500 Euro monatlich) bei der Berücksichti­
gung der Unterhaltszahlungen ausgehen. Abzustellen sei vielmehr auf den durchschnittlichen 
Nettoarbeitslohn eines vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmers, sodass Stufe 2 der Düsseldorfer 
Tabelle (Nettoeinkommen zwischen 1.901 und 2.300 Euro monatlich) zugrunde zu legen sei. Statt 
des vom Jobcenter angerechneten fiktiven Unterhalts sei daher ein geringerer monatlicher  
Betrag anzurechnen.

QUELLE  |  SG Gießen, Gerichtsbescheid vom 4.12.20, S 29 AS 700/19
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ERBRECHT

Testamentarischer Ausschluss aller Verwandten  
aus der Erbfolge
|  Dass ein Erblasser Verwandte aus der Erbfolge ausschließt, ist keine Seltenheit. Doch wie 
ist es rechtlich zu beurteilen, wenn er die gesamte Verwandtschaft ausschließt? Ist seinem 
Willen buchstäblich zu folgen? Oder lässt die Formulierung Interpretationsspielraum zu? 
Hierzu hat das Oberlandesgericht (OLG) Stuttgart jetzt entschieden.  |
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Die Erblasserin hatte in ihrem Testament „alle Verwandten und angeheirateten Verwandten“ 
von der Erbschaft ausgeschlossen. Diese seien „mitleidlos gegenüber unserem Vertreibungs-
schicksal gewesen“. Und weiter: „Wir wurden von den Verwandten lächerlich gemacht! Das tut 
sehr weh!“.

Trotz dieser klaren Worte beantragte der Bruder der Erblasserin das alleinige Erbe. Das Land 
Baden-Württemberg vertrat allerdings die Ansicht, das Erbe falle an den Staat, denn die  
Verwandten seien ja komplett als Erben ausgeschlossen worden.

Nein – sagt das OLG. Zwar könne ein Erblasser durchaus alle Verwandten von der Erbschaft 
ausschließen. Er müsse dann auch nicht weitere Erben nennen. In solchen Fällen müsse aber 
die Formulierung stets im Zusammenhang mit dem gesamten Testament gesehen werden – 
auch wenn sie eigentlich klar und eindeutig scheint. „Was wollte der Erblasser mit seinen  
Worten sagen?“ Diese Frage stehe im Vordergrund, so das OLG. Der wirkliche Wille gehe dem 
buchstäblichen vor.

Dem im Testament wiedergegebenen Motiv der Erblasserin für den Ausschluss „der  
Verwandten“ lässt sich nach Ansicht des OLG entnehmen, dass die Erblasserin mit diesem  
Personenkreis ihren Bruder nicht mitumfasst wissen wollte. Im Testament unterscheidet  
die Erblasserin den mit „wir“ beschriebenen Personenkreis von dem der „Verwandten“.  
„Verwandte“ sind diejenigen, die sich nach Vorstellung der Erblasserin nicht hinreichend  
empathisch mit dem Vertriebenenschicksal gezeigt haben. „Wir“ umfasst diejenigen, die dieses 
Schicksal innerhalb der Familie selbst erlitten haben. Die Differenzierung nach diesen Per
sonengruppen zeigt sich deutlich in dem Satz „Wir wurden von den Verwandten lächerlich  
gemacht!“ Dass die Erblasserin den Bruder nicht zu „den Verwandten“, sondern zu dem in der 
ersten Person Plural umschriebenen Personenkreis zählte, wird im Satz „Unser Leben ist eine 
offene Wunde sagte unsere leidgeprüfte tapfer geduldige Mutter!“ deutlich.

Zwar konnte bei der so vorgenommenen Auslegung die von der Erblasserin getroffene Rege-
lung kaum praktisch relevant werden. Denn der Bruder wäre als einziger gesetzlicher Erbe der 
zweiten Ordnung auch ohne die Verfügung Alleinerbe geworden. Die Ausschlussregelung hätte 
im Fall seines Vorversterbens oder für den Fall seiner Erbschaftsausschlagung aber dennoch 
Bedeutung erlangen können. Ebenso ist denkbar, dass die Erblasserin bei der Regelung von der 
irrigen Vorstellung ausging, dass die genannten Verwandten neben dem Bruder primär zu  
Erben berufen sein könnten.

Letztlich wollte das OLG auch nicht ausschließen, dass die Erblasserin schlicht das von ihr 
empfundene Unrecht im Wege des Testaments noch einmal ausdrücklich betonen wollte, auch 
wenn sich die getroffene Regelung auf die erbrechtlichen Folgen ihres Ablebens nicht aus
wirken sollte.

QUELLE  |  OLG Stuttgart, Beschluss vom 23.11.2020, 8 W 359/20

UNTERHALTSLEITLINIEN

Beinahe alle OLG haben ihre Leitlinien aktualisiert
|  Zum 1.1.21 ist die Düsseldorfer Tabelle geändert worden. Die meisten Oberlandesgerichte 
haben ihre unterhaltsrechtlichen Leitlinien angepasst. Die folgende Übersicht zeigt, wo Sie 
diese abrufen können:  |

▪▪ KG Berlin: www.iww.de/s380
▪▪ OLG Brandenburg: www.iww.de/s381
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REVISIONSURTEIL

Werbung für Schwangerschaftsabbruch:  
Verurteilung rechtskräftig
|  Das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt a. M. hat die Revision einer Ärztin verworfen, die auf 
ihrer Website nicht nur darüber informiert hatte, dass Schwangerschaftsabbrüche durch­
geführt würden, sondern auch ausführliche Informationen über das „Wie“ veröffentlicht hatte. 
Damit könne sie sich nicht auf eine an sich mögliche Ausnahme von der Strafbarkeit  
berufen.  |

Die Angeklagte betreibt in Gießen eine Arztpraxis. Sie führt dort Schwangerschaftsabbrüche 
durch. Über ihre Tätigkeit informiert sie auf ihrer Website. Im November 2017 ist sie vom Amts­
gericht (AG) Gießen wegen Werbung für den Abbruch der Schwangerschaft zu einer Geldstrafe 
verurteilt worden. Das LG Gießen verwarf ihre Berufung gegen dieses Urteil. Die hiergegen 
eingelegte Revision führte zur Aufhebung und Zurückverweisung unter Hinweis auf die  
inzwischen geänderte Gesetzeslage. Das LG hat daraufhin das angefochtene Urteil geändert 
und die Angeklagte zu einer Geldstrafe von 25 Tagessätzen zu je 100 EUR verurteilt. Das Urteil 
enthält umfangreiche Feststellungen zum Internetauftritt der Angeklagten.

Das OLG hat die hiergegen eingelegte Revision der Angeklagten verworfen. Die Angeklagte habe 
auf ihrer Website über eine eigene Schaltfläche offeriert, in ihrer Praxis Schwangerschafts­
abbrüche durchzuführen und die hierfür verwendeten Methoden sowie den konkreten Ablauf 
erläutert. Dies erfülle objektiv die Voraussetzungen des Anbietens von Diensten zur Vornahme 
von Schwangerschaftsabbrüchen. Die Voraussetzungen für eine ausnahmsweise anzu­
nehmende Straffreiheit lägen hier nicht vor.

QUELLE  |  OLG Frankfurt a. M., Beschluss vom 22.12.2020, 1 Ss 96/20; PM Nr. 4/21 vom 19.1.2021

▪▪ OLG Braunschweig: www.iww.de/s382
▪▪ OLG Bremen: www.iww.de/s383
▪▪ OLG Celle: www.iww.de/s384
▪▪ OLG Dresden: www.iww.de/s385
▪▪ OLG Düsseldorf: www.iww.de/s386
▪▪ OLG Frankfurt: www.iww.de/s387
▪▪ OLG Hamburg: www.iww.de/s388
▪▪ OLG Hamm: www.iww.de/s389
▪▪ OLG Koblenz: www.iww.de/s390
▪▪ OLG Köln: www.iww.de/s391
▪▪ OLG Naumburg: www.iww.de/s392
▪▪ OLG Oldenburg: www.iww.de/s393
▪▪ OLG Rostock: www.iww.de/s394
▪▪ OLG Saarbrücken: www.iww.de/s395
▪▪ OLG Schleswig-Holstein: www.iww.de/s396
▪▪ OLG Thüringen: www.iww.de/s397
▪▪ Süddeutsche Leitlinien: www.iww.de/s398


